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Während andere Länder zusätzliches Personal einstellen, werden nun von Ihrer Sei-
te Stellenstreichungen vorgeschlagen. Wir waren der Meinung, dass die Irritationen,
die insbesondere nach der Debatte um die Streichung bzw. Kürzung des Weih-
nachtsgeldes zwischen der CDU und der GdP aufgetreten sind, langsam in ein kon-
struktives Miteinander zurückkehren. Wir glaubten, dass wir in den vielen - zum Teil
sehr vertraulichen - Gesprächen, die wir auch mit Ihnen persönlich geführt haben, ein
realistisches Bild zum Arbeitsalltag der Polizei nachzeichnen und darstellen konnten.
Wir haben Umorganisationen mitgetragen, weil eigentlich, über das Umsteuerungs-
potential hinaus, zusätzliches Personal benötigt wird (sh. auch BMI Schäuble,
15.6.2009, bei der Vorstellung der Kriminalstatistik 2008 mit Hinweis auf Schleswig-
Holstein sowie Polizeiarbeitsgruppe „Aufgabenentwicklung).

Als einer der Inneren Sicherheit und ihren Beschäftigten verpflichtet fühlende Partei
hätten wir eigentlich erwartet, dass Sie mit der CDU der Polizei und ihren Mitarbei-
tern den Rücken stärken und ebenso wie im Bildungsbereich die Polizei mit ihren
Organisationseinheiten als „Tabubereich“ ansehen.

Beim Besuch des Ministerpräsidenten in der letzten Woche bei der PD AFB in Eutin
haben die Mitarbeiter mehrfach auf die Belastungen (korrespondierend mit einer
schlechten Bezahlung) hingewiesen. Mit keinem Wort hat der Ministerpräsident al-
lerdings in diesem Kreis, bei dem auch hochrangige Polizeiführer anwesend waren,
auf die von Ihnen vorgeschlagenen Einsparungen hingewiesen, obwohl Ihre Überle-
gungen sicher nicht spontan gewachsen sind. Das hätte ein vertrauensvoller Um-
gang miteinander allerdings gefordert. Stattdessen hat der Ministerpräsident der Po-
lizei Rückendeckung versprochen. Zitat aus den Lübecker Nachrichten vom 11. Juni
2009: Mit vielen neuen Eindrücken und Aufträgen reise er zurück nach Kiel, sagte
der Ministerpräsident: „Wir stellen riesige Ansprüche an die Polizei. Deshalb sollten
sich die Bürger und auch die Politik hinter sie stellen. Die Polizei verdient viel mehr
Respekt.“

Gern sind wir bereit, über diesen Schriftwechsel hinaus in den Dialog zu treten.

Mit freundlichen Grüßen
Der Vorstand
i.A.

Oliver Malchow
Landesvorsitzender


